
BEWERTUNG VON INVESTIVEN MASSNAHMEN DURCH NUTZUNGSBERECHTIGTE NACH § 12 ABS. 2 NR. 2 SACHENRBERG

SACHENRECHTSBEREINIGUNG
BEI ÜBERLASSUNGSVERTRÄGEN

*) Von der IHK Berlin öffentlich bestellter und
vereidigter Grundstückssachverständiger

Im folgenden soll es um den
Fall zu b) gehen.

§ 12 Abs. 2 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes gibt Nutzern die
Möglichkeit eines privilegierten Grundstückserwerbs („halber

Verkehrswert“) oder den Anspruch auf Einräumung eines Erbbau-
rechtes, wenn durch Aus- und Umbauten die Wohn- oder Nutzfläche

eines vorhandenen Gebäudes um mehr als 50 % vergrößert wurde
oder wenn bauliche Investitionen durchgeführt wurden, deren Wert

zum Zeitpunkt der Investition die Hälfte des Gebäudesachwerts
(ohne Berücksichtigung der Nutzerinvestitionen) überstiegen. Mit

„Wertgutachten“, die auch schon mal größere Mengen „Nordhäuser
Doppelkorn“ bei den Bauinvestitionen berücksichtigen, versucht

mancher Überlassungsnehmer, seine Investitionen auf die entschei-
dende Quote hochrechnen zu lassen. Der nachfolgende Beitrag
versucht, Wege aufzuzeigen, wie derartige Investitionen nach

geltendem Recht bewertet werden müssen.

Von ROLAND R. VOGEL*

Nunmehr sind Überlassungs-
verträge über bebaute Grund-
stücke in das Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetz einbezogen,
wenn bestimmte Bedingungen
erfüllt sind. Bei einer Einbezie-
hung in die Sachenrechtsberei-
nigung hat der Nutzer das Recht,
das Grundstück nebst Gebäu-
den zu einem privilegierten Preis
(„halber Verkehrswert“) zu kau-
fen bzw. Anspruch auf die Ein-
räumung eines Erbbaurechts
(vgl. Schnabel, GE 1995, 450
ff.).
Zur Bedingung wird gemacht,
daß der Nutzer beachtliche Bau-
maßnahmen am Gebäude
durchgeführt hat. Beachtlich
sind Maßnahmen dann, wenn
a) die Wohn- oder Nutzfläche

des Gebäudes um mehr als
50 % vergrößert wurde, oder

b) Aufwendungen für bauliche
Investitionen erbracht wur-
den, die die Hälfte des Sach-
wertes des Gebäudes ohne
Berücksichtigung der bauli-
chen Investitionen des Nut-
zers zum Zeitpunkt der Vor-
nahme der Aufwendungen
überstiegen (SachenRBerG
§ 12 Abs. 2 Nr. 2).

Der Fall zu a) soll nicht behan-
delt werden; er ist in der Regel
einfach gelagert, denn die Ver-
größerung der Nutzfläche ist
lediglich ein quantitatives Pro-
blem.

In den neuen Bundesländern
gibt es zahlreiche als „Überlas-
sungsverträge“ bezeichnete
Rechtsverhältnisse (Art. 232
§ 1 a Einführungsgesetz zum
BGB – EGBGB), die einer Rei-
he von Sonderregelungen un-
terliegen. Im folgenden Beitrag
geht es um Überlassungsver-
träge über seinerzeit bereits
bebaute Grundstücke.
In der Regel geht es um Ein-
bzw. Zweifamilienhäuser, über
die ein „Überlassungsvertrag“
abgeschlossen wurde. Der Nut-
zungsberechtigte war verpflich-
tet, den in der DDR-Zeit festge-
stellten Wert des Grundstücks
nebst baulicher Anlagen in Mark
der DDR auf einem Konto zu
hinterlegen (vgl. Vertragsmuster
bei Schnabel, Datschengrund-
stücke und andere Bodennut-
zungsverhältnisse, GRUNDEI-
GENTUM-VERLAG, 2. Aufl.
1994, Seite 246).
Infolge der seinerzeitigen Hin-
terlegung eines „Kaufpreises“
fühlten sich die Nutzer als Ei-
gentümer. Sie haben in vielen
Fällen nicht unerhebliche bauli-
che Änderungen durchgeführt
(Modernisierungs-, Umbau- und
Ausbaumaßnahmen).

Voraussetzungen

Verfahren vorzugehen. Die
Sachwertermittlung umfaßt die
Ermittlung des umbauten Rau-
mes, die Zuordnung eines an-
gemessenen Raummeterprei-
ses, die Ermittlung der Baune-
benkosten, des zutreffenden
Baupreisindexes, Einschätzung
der Gesamtlebens- und der
Restnutzungsdauer und den
Abzug der Wertminderungen
wegen Alters oder vorhandener
Schäden. Der Sachwert ist also
der Gebäudewert ohne den
Wert der Außenanlagen. Somit
kann der Zeitwert der Bausub-
stanz am Stichtag der Werter-
mittlung festgestellt werden.
Für die Ermittlung des Gebäu-
dezeitwerts sind die Wertermitt-
lungsmethoden nach bundes-
deutschem Recht anzuwenden,
insbesondere die Wertermitt-
lungsverordnung (WertV 88)
und die Wertermittlungsrichtli-
nien (WertR 91/76).
Zu den jeweiligen Wertermitt-
lungsstichtagen ist der jeweili-
ge Bundes-Bauindex bzw. auch
ggf. ein regionaler Index anzu-
wenden.
Gleichermaßen wäre auch eine
Alterswertminderung nach bun-
desdeutschen Methoden zu
wählen. Dieses ist bei der Al-
terswertminderung des Gebäu-
des auch zu bejahen. Für die
investiven Maßnahmen des
Nutzers lege ich aus Gründen
der Vereinfachung allerdings
eine lineare Wertminderung
zugrunde. Dieses wird wegen
der deutlich kürzeren Lebens-
dauer der im wesentlichen zu
betrachtenden Ausbauteile als
sachgerecht eingeschätzt.

Bei der Wertermittlung ist nach
dem allgemeinen Sachwert-

Vorgehensweise
und Besonderheiten

Darstellung anhand eines
Praxis-Beispiels

Es wird ein typischer Fall zu-
grunde gelegt, an dem die Me-
thode der Abgrenzung und
Wertfindung dargestellt und
Zweifelsfragen und Besonder-
heiten problematisiert werden.
Ziel ist die Klärung der Frage,
ob die baulichen Investitionen
des Nutzers jeweils die Grenze
von 50 % des Gebäudezeitwerts
überschritten haben oder nicht.
Der Fall: Überlassungsvertrag
seit dem 1. Juli 1971.
Auf dem Beispiels-Grundstück
befinden sich ein Einfamilien-
haus in massiver Bauart, das zu
Wohnzwecken genutzt wird so-
wie ein Garagenanbau, beide
in unterschiedlichen Erhaltungs-
zuständen; des weiteren ein
Schuppen, der aus verschiede-
nen Materialien in leichter Bau-
art zusammengesetzt wurde,
der im wesentlichen als nicht
mehr zeitgemäß und nicht er-
haltungswürdig eingestuft wird.
Der Wertbestimmung unterlie-
gen nur das vorhandene Ge-
bäude, das der Wohnungsnut-
zung dient und dessen Räume
im Sinne der II. BV §§ 42 ff. vom
2. Oktober 1990 den Wohn- und
Nutzflächen zugeordnet werden
können sowie ggf. auch die
Garage (hierzu unten mehr).
An der baulichen Substanz der
Einfamilienhäuser (Rohbaube-
reich) wurden selten wesentli-
che Veränderungen vorgenom-
men. Vorwiegend handelt es
sich bei den erbrachten Leistun-
gen um Ausbauten und Moder-
nisierungsmaßnahmen.

Problematisch kann in diesem
Zusammenhang die Einschät-
zung einer technischen Wert

Reparaturrückstau



minderung wegen Schäden
(Reparaturrückstau) für zurück-
liegende Zeitpunkte sein. In der
Regel wird eine sichere Fest-
stellung für zum Teil weit zu-
rückliegende Zeitpunkte nicht
möglich sein. Daher habe ich
bislang keine Möglichkeit gese-
hen, zu zurückliegenden Zeit-
punkten ohne hinreichend zwei-
felsfreie Beurteilung eines mög-
lichen Reparaturrückstaues die-
sen in die Überlegungen einzu-
führen. Lediglich zum aktuellen
Termin, also zur Besichtigung
des Objektes, dürfte es möglich
sein, eine Einschätzung abzu-
geben.
Das Einführen des Reparatur-
rückstaues bringt, soweit es sich
nicht um Schäden an den vom
Nutzer eingebrachten Sachen
oder Bauteilen handelt, den Ge-
bäudewert des Eigentümers
„nach unten“ und begünstigt im
Zeitpunkt der Ortsbesichtigung
natürlich den Nutzer. Dieses ist
gerechtfertigt. Zu beachten ist,
daß eine technische Wertmin-
derung wg. Schäden natürlich
auch an den Bauteilen zu be-
rücksichtigen wäre, die vom Nut-
zer eingebracht worden sind.
Über die Ansätze der techni-
schen Wertminderung wegen
Schäden lagen im vorliegenden
Fall - außer für den Termin der
Ortsbesichtigung - keinerlei In-
formationen vor. So konnten
Ansätze für eine technische
Wertminderung wegen Schä-
den lediglich für den zeitnahen
Besichtigungstermin berück-
sichtigt werden. Mangels Nach-
weisen konnte ein Reparatur-
rückstau für frühere Termine
nicht angesetzt werden. In Fäl-
len, in denen der Überlassungs-
vertrag den auch vom Nutzer
als mangelfrei bestätigten Zu-
stand zu Beginn des Vertrags-
verhältnisses belegt, ist ein Hin-
weis zu finden, daß zu diesem
Zeitpunkt ein Ansatz nicht ge-
rechtfertigt gewesen wäre. In
allen anderen Fällen wird es
wegen des lange zurückliegen-
den Zeitpunktes kaum mehr
möglich sein, einen sachgerecht
erhobenen Reparaturrückstau
zu bestimmen. In diesen Fällen
ist davon auszugehen, daß
mangels Nachweises ein sol-
cher Ansatz nicht angesetzt
werden kann.

Vielzahl von einzelnen Maßnah-
men geschildert, die teils offen-
sichtlich und erkennbar sind
(z. B. Einbau einer Heizung),
zum Teil aber auch verborgen
sind (z. B. frühere Maßnahmen
gegen drückendes Wasser am
Keller-Außenmauerwerk). Hier
muß abgegrenzt werden, wel-
che Maßnahmen wie zu berück-
sichtigen sind.
Das Gesetz geht davon aus,
daß es unterschiedlich zu beur-
teilende Arten von Investitionen
des Nutzungsberechtigten gibt:
Zum einen sind es die vom Nut-
zungsberechtigten nicht nach-
weisbaren baulichen Investitio-
nen (§ 12 Abs. 2 Ziffer 2 Buch-
staben a) und b) SachenR-
BerG). Für diese Maßnahmen
gibt der Gesetzgeber die pau-
schale Berechnung der investi-
ven, nicht nachweisbaren Auf-
wendungen des Nutzers vor,
und zwar in Höhe von 2 % p. a.
des Zeitwertes des Gebäudes
zum Zeitpunkt der Überlassung,
begrenzt auf fünf Jahre. Für alle
weiteren Jahre der Überlassung
bis einschließlich 2. Oktober
1990 gewährt das Gesetz dem
Nutzungsberechtigten eine
Pauschale von 0,5 % p. a. Hier-
unter fallen alle Maßnahmen,
für die keine Belege bzw. un-
streitige Nachweise erbracht
werden können, weiterhin sol-
che Maßnahmen, die zwar er-
bracht sein könnten, jedoch
nicht mehr nachvollzogen wer-
den können (z. B. Innen-Putz-
arbeiten unter aufgebrachter
Beschichtung der Wände mit
Tapete oder Holzpaneelen). Für
derartige, ggf. auch streitige In-
vestitionen ist ausdrücklich die
(großzügige) Pauschalierung
gedacht. Da der Gesetzgeber
ausdrücklich die nicht nachge-
wiesenen Maßnahmen zu Gun-
sten der Nutzungsberechtigten
pauschaliert, entsteht diesem
auch bei fehlenden, zweifels-
freien Nachweisen der von ihm
angeführten Maßnahmen kein
wesentlicher Nachteil, da ihm
diese Maßnahmen im Zuge der
Pauschalierung ohnehin ange-
rechnet werden.
Alle anderen investiven Maß-
nahmen des Nutzers fallen dem-
entsprechend nach der Syste-
matik des Gesetzes logischer-
weise unter die Rubrik der
„nachweisbaren“ baulichen In-
vestitionen. Nachweisbar heißt
hier auch, daß es dem Nutzer
obliegt, diese nachzuweisen.
Der Nachweis für diese Investi-
tionen kann durch Vorlage nach-

Dem Sachverständigen werden
bei einer Ortsbesichtigung eine

Nachweisbare und nicht
nachweisbare Maßnahmen



prüfbarer Belege erbracht wer-
den. Aus diesen kann das Aus-
führungsjahr und der Leistungs-
umfang abgelesen werden.
Keinesfalls ist auf die Kosten-
ansätze abzustellen, denn die-
se sind, wie oben dargelegt, auf
damalige „westdeutsche“ Ver-
hältnisse abzustellen. Insge-
samt wäre das aber der einfa-
chere Fall.
In den meisten Fällen ist es so,
daß die (auch im Überlassungs-
vertrag schon vorgesehenen)
Nachweise über erbrachte in-
vestive Maßnahmen nicht vor-
gelegt werden. Stattdessen
werden chronologische, detail-
lierte Erinnerungsprotokolle hin-
sichtlich erbrachter Leistungen
mit Zeitangaben vorgelegt, ohne
daß diesen nachprüfbare Bele-
ge beiliegen. Solche Nachwei-
se müssen für die Überlegun-
gen herangezogen werden kön-
nen.
Es muß dem Nutzer auch mög-
lich sein - unabhängig von ei-
nem durch ihn zu führenden
Nachweis - , durch „Vorweisen“
seiner investiven Maßnahmen
einen Beweis zu erbringen, daß
diese Maßnahmen tatsächlich
erfolgt sind, auch wenn Rech-
nungsbelege nicht zur Verfü-

gung gestellt werden können.
Das ist im Gebiet der früheren
DDR auch sachgerecht, da in
vielen Fällen derartige bauliche
Leistungen in Eigenleistung
oder auch mit Nachbarschafts-
hilfe erbracht worden sind.
Zwar liegen im Falle solcher
pauschalen Aufstellungen
schlüssige Belege nicht vor. Es
ist dem Sachverständigen je-
doch möglich, die Aufwendun-
gen für die noch erkennbaren
Maßnahmen anhand üblicher
Anteile von Neubaukosten am
Gesamtgebäude mit hinrei-
chender Genauigkeit einzu-
schätzen (s. u.).
(In den Fällen, in denen die
Aufwendungen zwar noch er-
kennbar sind, aber keine Klä-
rung über den Zeitpunkt der
Durchführung der Maßnahmen
gefunden werden kann, schreibt
das Gesetzt eine Festlegung
unter den Bedingungen des
2. Oktober 1990 vor.)

Investitionen durch den Nutzer
wird nochmals auf die Syste-
matik des SachenRBerG ver-
wiesen. Danach sind sämtliche
seit Vertragsbeginn des Über-
lassungsvertrages aufgewand-
ten und auch nachweisbaren
Investitionen zu Gunsten der
Berechtigten zu berücksichti-
gen, die der Erhaltung oder
Verbesserung bzw. dem Aus-
bau der Wohnflächen des Ge-
bäudes dienten. Darunter wer-
den hier alle nachvollziehbaren
Maßnahmen am Gebäude ver-
standen, die der Gebäude-In-
standhaltung dienten, kurz ge-
sagt, alle Maßnahmen, die über
die Pflichten eines normalen
Wohnungsmieters hinausgin-
gen.
Uneingeschränkt begünstigt
sind alle Maßnahmen, die am
Gebäude selbst vom Zeitpunkt
des Beginnes des Überlas-
sungsvertrages bis einschließ-
lich 2. Oktober 1990 erbracht
worden sind - und auch nach-
weisbar sind.
Um nun die im Vertrags-Zeit-
raum, bis einschließlich 2. Ok-
tober 1990, vom Nutzer ange-
meldeten Maßnahmen sachge-
recht einzuordnen, wurden hier
zunächst alle Maßnahmen am

Gebäude untersucht, die in ei-
ner solchen, mir übergebenen
Aufstellung der Nutzungsbe-
rechtigten benannt sind. Soweit
in den Listen Maßnahmen zum
Beispiel für Gartenanlagen,
Wegebefestigungen, etc. ent-
halten sind, scheiden diese aus
(s. u.). Diese werden also nicht
weiter behandelt.
Folgende Daten über das Bei-
spiels-Gebäude wurden zur
Verfügung gestellt:
Baujahr: lt. Angabe 1935; Er-
richtung des ursprünglichen
Wohngebäudes
lt. Angabe ca. 1963: Einzug des
ersten Mieters, Eltern der heuti-
gen Nutzer
lt. Angabe ca. 1968: Brand im
Gebäude, Instandsetzung
durch die ehemalige KWV
lt. Angabe 1970: Einzug der jet-
zigen Nutzungsberechtigten als
Mieter
1970 - 1971: lt. Angabe Durch-
führung einzelner baulicher
Maßnahmen durch die derzeiti-
gen Grundstücksnutzer noch in
ihrer Eigenschaft als Mieter
1. Juli 1971: Inkrafttreten des
Überlassungsvertrages
1971 - 1984: lt. Angabe der Nut-
zungsberechtigten Durchfüh-
rung mehrerer baulicher Inve

Zur Bestimmung von vermut-
lich durchgeführten, noch er-
kennbaren Aufwendungen bzw.

Berücksichtigungsfähige
Maßnahmen



Maßnahme der Nutzungsberechtigten Einordnung in den Leistungsbereich bzw. tatsächlich erbrachte Leistung
(wenn bekannt)

Erweiterung auf eine 3-Kammer-Klärgrube Entwässerungskanalarbeiten

Untergrundverrieselung und Verlegen von Drainage Drainarbeiten

Wiederherstellen einer Hauseingangstreppe*; Aufmauern eines Schorn- Maurerarbeiten
steinkopfes; Mauern einer Zwischenwand im Keller; div. Folgearbeiten,
wie Zumauern von Öffnungen, Abrißarbeiten, etc.*; Anbau Garagen-
Stellplatz

Einzug eines Trägerbalkens im Dachstuhl, Erneuerung der Lauf- Zimmerer- und Holzbauarbeiten; es wurden vermutlich lediglich Ausbesserungs-
bohlen; Ausbessern der Dielung in den Wohnbereichen* arbeiten durchgeführt

Aufgraben des Fundamentsockels an zwei Stellen und Isolieranstrich* Abdichtungsarbeiten gegen Wasser

Dachdeckung auf einer Hälfte erneuert - eine Hälfte umgedeckt* Dachdeckungsarbeiten

Schweißbahnen des Verandadaches erneuert* Dachabdichtungsarbeiten

Erneuerung der Regenrinnen und -fallrohre sowie Blechabdeckungen Klempnerarbeiten; wenn erfolgt, nach Augenschein vermutlich aus Restbestän-
den in minderer Qualität zusammengesetzt, jedoch berücksichtigt

Erneuerung des Außenputzes, diverse Ausbesserungen; Innenputz* Putzarbeiten

Einbau einer neuen Wohnungseingangstür; Erneuerung Plattentür*; Tischlerarbeiten; es wurden keine Fenster erneuert, lediglich ein aufgedoppel-
Aufdoppeln Fenster Dachkammer*; Erneuerung weiteres Fenster DG* tes Dachkammerfenster vorgefunden

lt. Angabe Instandsetzung von Rolläden* Rolladenarbeiten; vermutlich nur Überarbeitung von alten, noch vorhandenen
Rolläden

diverse, komplette malermäßige Instandsetzung aller Flächen Maler- und Lackierarbeiten; hier wird nur der üblicherweise vom Vermieter zu
tragende Aufwand berücksichtigt, wie z. B. Streichen von Außenfenstern

Verlegen von Fußbodenbelägen auf begehbarem Untergrund* Bodenbelagsarbeiten; ohne Berücksichtigung, da nicht Vermietersache

lt. Angabe Wiederaufbau einer Dachkammer Trockenbauarbeiten; der Aufbau einer beidseitig beplankten Wand in einer
Dachkammer hat provisorisch stattgefunden, incl. Folgearbeiten; beide Dach-
kammern waren schon vorher vorhanden; Wärmedämmung nicht sachgerecht
angebracht, sondern nur stellenweise und mit erheblichen Fehlstellen

Einbau einer Kohle-Schwerkraftheizung im Keller einschl. Rohrleitungen Heizungs- und Warmwassererwärmungsanlagen
und Heizkörpern, diese vermutlich aus Vorkriegszeiten wiederverwendet;
Auswechslung des Brenners; Umstellung des Heizmediums auf Gas

Einbau neuer Sanitärobjekte wie Wanne, Waschtisch, WC-Becken, Dop- Gas- und Wasserinstallationsarbeiten; es wurden lediglich die direkten Zu- und
pelspüle, Gasherd; Neuverlegung von Wasserrohren; Installation Warm- Abflüsse erneuert sowie z. T. die auf Putz verlegten Wasser- und Abwasserlei-
wasser-Elektro-Boiler tungen (nach den Angaben der Nutzer)

lt. Angabe komplette Erneuerung der elektrischen Anlagen Elektroarbeiten (Niederspannungsanlagen); es wurden lediglich ein großer Teil
der Steckdosen erneuert sowie die Leitungen von der Steckdose bis zur Vertei-
lerdose im Raum z. T. erneuert, ebenso die Anbindung der Verteilung zum Keller
erneuert

stitionen durch die derzeitigen
Grundstücksnutzer
1990 - 1995: Weitere bauliche

Investitionen zur Verbesserung
der Haussubstanz
Es stellten sich die nachfolgend

berücksichtigten Maßnahmen
heraus. Da hierfür keinerlei Be-
lege beigebracht werden konn-

ten, war nach Augenschein fest-
zustellen, welche Maßnahmen
noch erkennbar waren.



In der Aufstellung ist darauf ver-
zichtet worden, für die einzel-
nen Maßnahmen auch die Zeit-
räume anzugeben. Diese erge-
ben sich aus der tabellarischen
Aufstellung (s. u.).
Die geschilderten Investitionen
müssen in durch Augenschein
nachweisbare und nicht nach-
gewiesene Maßnahmen unter-
gliedert werden.
Anläßlich der Ortsbesichtigung
ließ sich überprüfen, welche
Maßnahmen eindeutig als von
den Nutzungsberechtigten ein-
gebracht festgestellt werden
konnten. Hierbei schieden alle
unklaren und „verdeckten“ Maß-
nahmen aus, für die keine son-
stigen Nachweise vorgelegt
werden konnten.
Alle Maßnahmen, die in der
vorstehenden Auflistung auf-
grund der Ortsbesichtigung mit
einem Sternchen (*) gekenn-
zeichnet worden sind, werden
unter nicht nachvollziehbare
Arbeiten subsumiert, die mit der
pauschalen Anrechnung abge-
golten sind. Alle Maßnahmen,
die kein solches Negativ-Merk-
mal [*] tragen, gehören zu den
„nachweisbaren“ Maßnahmen.

Als Wertermittlungsstichtag ist
der „Zeitpunkt der Vornahme
der Aufwendungen“ zu wählen.
Gerichtliche Auslegungen dazu
gibt es noch nicht. Klar ist: Wenn
bei Abschluß der Wert dieser
Maßnahme 50 % des Gebäu-
dezeitwertes übersteigt, liegt ein
privilegierter Fall vor. Diese
Formulierung könnte so ver-
standen werden, daß bei Durch-
führung von einzelnen Maßnah-
men jeweils für den Abschluß
einer einzelnen, auch noch so
kleinen Maßnahme, diese dem
Zeitwert der baulichen Anlagen
des vorhandenen Gebäudes
gegenübergestellt werden soll.
Bei dieser Art der Auslegung
wäre der Nutzungsberechtigte
ggf. benachteiligt, da häufig nur
eine Summe von kleineren, zeit-
lich auch etwas gestreckten Ein-
zelmaßnahmen eine Gesamt-
heit ergeben, die als „investive
Maßnahme“ verstanden werden
können. Das Vorgehen ist auch
unverhältnismäßig aufwendig.
Als praktikabel kann nur ange-
sehen werden, daß zeitlich zu-
sammenhängende Maßnah-
men auch zusammengefaßt
werden dürfen. Bei einer län-

Die Wahl der
Wertermittlungsstichtage

gerdauernden Einzelmaßnah-
me ist ohnehin eine sachliche
Zusammenfassung vorzuse-
hen, was durch die Auslegung
„Abschluß der Maßnahme“ ge-
klärt sein dürfte. Dies wird in
weniger kritischen Fällen als
sinnvoll angesehen, um zu ver-
meiden, daß die Bearbeitung
durch Berücksichtigung zu vie-
ler Einzel-Zeitpunkte unver-
ständlich wird. Gleichfalls wird
dadurch vermieden, daß bei zu
geringen Zeitabständen des
Zusammenfassens nur kleine
Maßnahmen erfaßt werden,
deren Höhe jeweils nicht die
vom Gesetz gewollte Rechts-
folge ergibt. Allerdings sollte
eine solche Zusammenfassung
bei ineinandergreifenden Zeit-
räumen unterschiedlicher Maß-
nahmen nicht über Gebühr aus-
gedehnt werden.
Also ist nach den Bestimmun-
gen des § 12 Abs. 2 Nr. 2 Sa-
chenRBerG die Wahl des Wert-
ermittlungsstichtages abhängig
vom Zeitpunkt der Durchführung
der investiven Maßnahme. Als
Wertermittlungsstichtag ist der
Zeitpunkt der Vornahme (ge-
meint wohl: des Abschlusses)
der Aufwendungen zu wählen.
Die Maßnahmen, die die Nut-
zungsberechtigten erbracht ha-
ben und die auch berücksichti-
gungsfähig sind, sind bei der
Gebäude-Zeitwertermittlung
des betreffenden Wertermitt-
lungsstichtages nicht in Ansatz
zu bringen. Es muß also zum
Vergleich der Summe der Inve-
stitionen der Nutzungsberech-
tigten immer der „unausgebau-
te“ Zustand des zu beurteilen-
den Hauses herangezogen
werden.
Die so aufgeschlüsselten, inve-
stiven Leistungen konnten im
Beispielsfall aufgrund der An-
gaben der Nutzer in die geschil-
derten zeitlichen Zusammen-
hänge zusammengefaßt wer-
den.
Von den Nutzungsberechtigten
sind Zeitpunkte für einzelne
Maßnahmen benannt worden.
Im wesentlichen führen sie an,
erstmalig zwischen 1971 und
1974 Leistungen investiert zu
haben. Ob diejenigen Maßnah-
men, für die das Jahr 1971 an-
gegeben ist, erst nach dem
1. Juli 1971 durchgeführt wur-
den, blieb ungeklärt. Zu Gun-
sten der Nutzungsberechtigten
kann in unkritischen Fällen al-
lerdings angenommen werden,
daß die berücksichtigten Maß-
nahmen tatsächlich erst nach



Inkrafttreten des Überlassungs-
vertrages aufgewendet worden
sind. Der Zeitraum dieser an-
fänglichen Maßnahmen wird
etwa mit dem Jahr 1974 be-
grenzt (eine in der Aufstellung
der Nutzer noch für 1976 ange-
führte Maßnahme „Zimmerer-
und Holzarbeiten im DG“ kann
hier - da nicht nachgewiesen -
nicht berücksichtigt werden, sie
fällt unter die den Nutzungsbe-
rechtigten begünstigende Pau-
schalierung). Damit ergibt sich
für die Nutzungsberechtigten
eine Kumulierung der Maßnah-
men der Jahre 1971 bis 1974.
(Anmerkung: Sollte sich auf-
grund der Zusammenfassung
der von den Nutzungsberech-
tigten angemeldeten investiven
Leistungen über einen länge-
ren Zeitraum - in diesem Fall
von 3 1/2 Jahren - ergeben, daß
sich eine „kritische Größe“ ab-
zeichnet, sich also die investi-
ven Maßnahmen der Nutzungs-
berechtigten im Bereich der
50 %-Marke bewegen, darf
nicht mehr zusammengefaßt
werden. Diese Zusammenfas-
sung wäre nur dann als zuläs-
sig anzusehen, wenn sich schon
hier zweifelsfrei ergibt, daß sich
nach der einen oder anderen

Richtung eine eindeutige Aus-
sage abzeichnet.)
Eine solche kritische Größe
wäre im Bereich zwischen 45 %
und 55 % anzusiedeln. Erst,
wenn sich anhand der Untersu-
chungen ein solcherart einge-
grenzter Bereich ergibt, wäre
eine detaillierte Ermittlung er-
forderlich. Zeigt sich bei der
Bearbeitung, daß es sich um
einen „kritischen“ Fall im Be-
reich der 50 %-Größe handeln
könnte, ist unerläßlich, nach der
engen Auslegung des Geset-
zes vorzugehen. Dann wäre es
sachgerecht, die investiven Lei-
stungen der Nutzungsberech-
tigten in keinem größeren Zeit-
raum als jeweils etwa einem
Jahr zusammenzufassen.
Im vorliegenden Fall hat sich
ergeben, daß eine „kritische
Größe“ nicht erreicht wird. Da-
her war es zulässig, als Werter-
mittlungsstichtag (WST) 1 den
31. Dezember 1974 zu wählen,
der den Nutzungsberechtigten
durch das Zusammenfassen
seiner Maßnahmen über Jahre
in gewissem Maße begünstigt.
Da sich zeigen wird, daß das
Ergebnis noch immer im unkri-
tischen Rahmen bleibt, ist eine
Abrechnung nach Einzeljahren

demnach entbehrlich. Weitere
Maßnahmen sind im wesentli-
chen lt. Angabe im Jahre 1984
erbracht worden.
Nach 1984 sind keine investi-
ven Maßnahmen dargestellt
worden.
Daher wurden die investiven
Maßnahmen zu 2 Wertermitt-
lungsstichtagen zusammenge-
faßt, die den Zeiträumen der
Aufwendungen zugeordnet wer-
den können. Zum WST 1 wur-
den alle Aufwendungen einbe-
zogen, die nach dem 1. Juli
1971 bis 1974 angegeben wur-
den und berücksichtigt werden
konnten. Dieses gilt auch für die
nicht nachweisbaren Aufwen-
dungen, die zum WST 1 vom
1. Juli 1971 bis zum 31. De-
zember 1974 hinzuzurechnen
sind (Zeitraum: 3 1/2 Jahre).
Als WST 2 wurde der 31. De-
zember 1984 gewählt.
Schließlich wurde als aktueller
Wertermittlungsstichtag der
WST 3 mit dem Besichtigungs-
termin, also dem 4. April 1995,
gewählt.
Im WST 2 ergibt sich, daß die in
dem Zeitraum des WST 1 durch-
geführten Maßnahmen der Nut-
zungsberechtigten zum WST 2
lediglich noch mit ihrem Rest-

wert (nach Ansatz der durch-
schnittlichen Abschreibung) ein-
gehen, gleichermaßen gehen
die Investitionen aus den Wert-
ermittlungsstichtagen 1 und 2
in den WST 3 lediglich noch mit
ihrem Restwert ein.
So ergeben sich einzelne Wert-
ermittlungsstichtage in unserem
Beispiel:
WST 1: Zeitpunkt des Ab-

schlusses der ersten,
wesentlichen Maßnah-
men nach Inkrafttreten
des Überlassungsver-
trages, hier 1974

WST 2: Zeitpunkt des Ab-
schlusses weiterer
wesentlicher Maßnah-
men, hier 1984

WST 3: Gegenwärtiger Zeit-
punkt, 1995

In einigen Fällen kann es emp-
fehlenswert sein, als weiteren
Wertermittlungsstichtag den
2. Oktober 1990 einzuführen.
Besonders dann, wenn Zweifel
über den Ausführungszeitraum
von Maßnahmen bestehen, die
als erheblich eingeschätzt wer-
den müssen. Sollten sich bei
der letzten Bewertung vor dem
Tag der Wiedervereinigung kri-
tische Werte ergeben, wäre zu
prüfen, ob nicht ohnehin als



zusätzlicher Stichtag der 2. Ok-
tober 1990 bearbeitet werden
sollte.

Die Nutzung des Einfamilien-
hauses im vorgestellten Beispiel
war nach der Durchführung der
oben erwähnten Reparaturen
und substanzerhaltenden Maß-
nahmen zum Wertermittlungs-
stichtag noch gewährleistet.
Nach allgemeiner Auffassung
wird Gebäuden der beschrie-
benen Art eine gewöhnliche
Nutzungsdauer von 80 Jahren
für das Wohngebäude beige-
messen. Aufgrund der vorhan-
denen, insgesamt als leicht in-
standsetzungsbedürftig anzu-
sehenden Substanz, der allge-
meinen Erfahrung und unter
Würdigung der zum Wertermitt-
lungsstichtag herrschenden
Wertauffassungen wurde dem
Wohngebäude zum WST 3 eine
technische Restnutzungsdauer
von noch rd. 30 Jahren beige-
messen, für WST 1 und WST 2
werden analog noch Restnut-
zungsdauern von 51 bzw. 41
Jahren angesetzt. Hierin sind
sich ändernde Wohnvorstellun-
gen und daraus resultierende
höhere Komfortansprüche nicht
berücksichtigt.
Die als „Gesamtnutzungsdau-
er“ angenommene übliche Nut-
zungsdauer kann, insbesonde-
re bei älteren Gebäuden, durch-
aus von der tatsächlichen Nut-
zungsdauer abweichen. Ent-
scheidend für die Bewertung ist
nicht, wie lange das Gebäude
steht, sondern welche übliche
Nutzungsdauer und welche
Restnutzungsdauer dem Bau-
teil zuzuordnen ist. Das kann
dazu führen, daß sich einer-
seits bei einem alten Gebäude
eine Gesamtnutzungsdauer er-
gibt, die über der üblichen Nut-
zungsdauer liegt (hier: mehr als
80 Jahre), andererseits sich bei
einem neueren Gebäude eine
Restnutzungsdauer ergibt, bei
der die Addition der schon ab-
gelaufenen Nutzungsdauer mit
der Restnutzungsdauer eine
Gesamtnutzungsdauer ergibt,
die unter der üblichen Nutzungs-
dauer liegt.
Es ist Aufgabe des Sachver-
ständigen, alle Einzel-Investi-
tionen hinsichtlich ihrer durch-
schnittlichen Nutzungsdauer zu
beurteilen. Hierfür steht genü-
gend Fachliteratur bereit, die im

Roh- und Ausbaubereich Ein-
zelwerte zur Verfügung stellt.
Die Werte unterscheiden sich
bei den einzelnen Autoren nicht
derart, daß unterschiedliche
Betrachtungsweisen grundle-
gend abweichende Ergebnisse
nach sich ziehen würden. Der
Einfachheit halber kann hier auf
die Anlage 5 der WertR 91 zu-
rückgegriffen werden, aus der
hinreichend bestimmbare Wer-
te für Roh- und Ausbauteile
entnommen werden können.
Diese Werte sollten allerdings
im Einzelfall sorgfältig überprüft
werden. Allgemein haben sich
nämlich Unterschiede in den
Bauweisen West und Ost her-
ausgestellt. Während die in
Westdeutschland gebräuchli-
chen Bauformen weitgehend
vergleichbare Standards errei-
chen, stehen die in Ostdeutsch-
land vorgefundenen Gebäude
vornehmlich in bezug auf Aus-
bau und auch Dauerhaftigkeit
der Bauart deutlich zurück.
In als „nur für den Dienstge-
brauch“ gekennzeichneten Ar-
beitshinweisen des Landesbau-
forschungsinstitutes Sachsen
wurde bereits im Oktober 1990
dargelegt:
„Neben der differenzierten Bau-
preisentwicklung haben sich
nämlich bei den tatsächlichen
Eigenschaften von Gebäuden
und baulichen Anlagen deutli-
che Unterschiede herausgebil-
det, die DDR-seitig hauptsäch-
lich durch den allgemein niedri-
gen Ausbaugrad, die ungünsti-
ge energieökonomische Bau-
weise und die geringe Dauer-
beständigkeit - infolge des ge-
ringeren Veredelungsgrades
und der schlechteren Qualität
der verwendeten Roh- und Aus-
baumaterialien - heute und in
Zukunft zu erheblich höheren
Betriebskosten bei der Nutzung
und höheren Instandsetzungs-
aufwendungen bei der Erhal-
tung der Nutzungsfähigkeit der
Bauwerke führen.“
Diese bautechnischen Abwei-
chungen müssen vom Sachver-
ständigen erkannt und berück-
sichtigt werden. Sie drücken
sich allgemein in einem niedri-
geren langfristigen Nutzen von
baulichen Maßnahmen aus, die
die oben bezeichneten Beein-
trächtigungen aufweisen.
Ferner ist zu beachten, daß auch
bei Bauteilen, denen im Neu-
bau eine lange Lebensdauer
beigemessen wird, diese durch
die Restnutzungsdauer des zu
betrachtenden Gebäudes be-

Die Nutzungsdauer
von Maßnahmen

grenzt ist. Also: Länger als das
Gesamtgebäude noch steht,
darf auch die Lebensdauer ei-
nes Einbaues nicht eingeschätzt
werden.
Den investiven Maßnahmen der
Nutzer ist nach Zuordnung der
jeweils angemessenen techni-
schen Lebensdauer ab ihrer
Fertigstellung auch die jeweili-
ge Abschreibung zuzuordnen.
Nur so ist für spätere Perioden
der jeweils zutreffende, auf die
investive Maßnahme entfallen-
de Restwert darzustellen. Denn
es muß jeweils stichtagsbezo-
gen ermittelt werden, welcher
Zeitwert den investiven Maß-
nahmen beizumessen ist.

Unklarheiten bei
Garagenbauten

Eine der häufig anzutreffenden
Maßnahmen des Nutzungsbe-
rechtigten war die Errichtung
einer Garage bzw. eines ge-
deckten Pkw-Stellplatzes. Wie
diese bauliche Maßnahme zu
behandeln ist, ist völlig offen.
§ 12 Abs. 2 Nr. 2 SachenRBerG
könnte darauf hindeuten, daß
diese Sonderregelung mit ihren
privilegierenden Folgen nur auf
den Wohnteil von Gebäuden
anzuwenden wäre, also nicht
auf eine gesonderte Garage.
(Hierbei könnten sich aus der
unklaren Gesetzeslage auch
noch unterschiedliche Beurtei-
lungen daraus ergeben, ob näm-
lich die Garage nun angebaut
oder freistehend ist!) Daß eine
Garage nicht berücksichtigt
werden kann, könnte aus der
Formulierung geschlossen wer-
den, nach der die mehr als
50 %ige Vergrößerung der
Wohn- oder Nutzfläche (zu be-
rechnen nach der II. Berech-
nungsverordnung) Vorausset-
zung für die Rechte des Nut-
zungsberechtigten sein soll, das
Grundstück zu den im Gesetz
geregelten Vorzugsbedingun-
gen zu erwerben. Folgt man
dieser Auslegung, wäre die
Garage nicht zu berücksichti-
gen. Ob die vom Nutzer in die-
sem Fall zweifelsfrei erbrachte
Investition des Anbaues einer
Garage einbezogen werden
kann und muß, könnte im vor-
liegenden Fall also zu einem
Streitpunkt werden:
Nach § 5 Abs. 2 SachenRBerG
könnte dieses Bauwerk in die
Maßnahmen einbezogen sein,
die dem Nutzer als bauliche In-
vestitionen angerechnet wer-

den. Bei enger Auslegung von
§ 12 Abs. 2 SachenRBerG
könnte es wiederum aber auch
sein, daß diese Maßnahme nicht
unter die zu berücksichtigen-
den Investitionen fällt.
Die Klärung dieser juristischen
Frage fällt nicht in den Kompe-
tenzbereich eines Sachverstän-
digen für Wertermittlungen.
Daher habe ich für dieses Bei-
spiel, um beide möglichen Al-
ternativen des zu bearbeiten-
den Falles darzustellen,
a) zum einen die baulichen In-

vestitionen des Nutzers ein-
bezogen, die ohne Anbau
einer Garage zu berück-
sichtigen sind,
und abweichend dazu

b) zum anderen die baulichen
Investitionen des Nutzers
einbezogen, die unter Be-
achtung des Anbaues ei-
ner Garage zu berücksich-
tigen sind.

Dem Beispiels-Gutachten wur-
den Tabellen angefügt, die in
zusammengefaßter Form das
Ergebnis der angestellten Un-
tersuchungen wiedergaben.
Diese werden hier vorgelegt und
sollen die Vorgehensweise ver-
deutlichen. Auf diese Tabellen
wird hier verwiesen.

Tabelle 1
In Tabelle 1 ist zunächst der
durchschnittliche Kostenanteil
jeweils der einzelnen Bauteile
eines vergleichbaren Einfamili-
enhauses aufgegliedert. Die
Aufteilung ist an das Standard-
Leistungsbuch (SLB) nach DIN
276 angelehnt. Die Leistungs-
bereiche des Standard-Lei-
stungsbuches beziehen sich bei
einem vergleichbaren Bauwerk
auf Neubaumaßnahmen. Eine
solche Aufteilung ist jeweils auf
den vorgefundenen Bautyp ab-
zustimmen. Dies ist hier erfolgt
und in der Spalte 1 dargestellt.
Spalte 2 stellt den durchschnitt-
lichen Kostenanteil dieses Lei-
stungsbereiches im Verhältnis
zum Gesamtbauwerk dar, be-
zogen auf ein dem Bewertungs-
objekt vergleichbares Bauwerk,
zum Zeitpunkt des Neubaues.
Anschließend wurden die von
den Nutzungsberechtigten an-
gemeldeten investiven Maß-
nahmen den einzelnen Bau-
Anteilen zugeordnet. Mangels
konkreter vorgelegter Kosten

Beispielrechnung
in Tabellenform



Tabelle baulicher Investitionen ohne Berücksichtigung der Garage (Tabelle 1)

Spalte

Standard-
Leistungs-
buch (SLB)
Nr.

0
2
9
10
12
13
14
16
18
20
21
22
23
24
25
27
30
31 und 35
29 und 32
34 und 35
34 und 37
36
39
40

40.1
42

42
44
50
53
53

1

Bezeichnung des Leistungsbereiches
(LB) in Anlehnung an die DIN 276

Bauwerk gem. DIN 276 3.0.0.0
Baustelleneinrichtung
Erdarbeiten
Entwässerungskanalarbeiten
Drainarbeiten
Maurerarbeiten
Beton- und Stahlbetonarbeiten
Natur- und Betonwerkstein
Zimmerer- und Holzbauarbeiten
Abdichtungsarbeiten gegen Wasser
Dachdeckungsarbeiten
Dachabdichtungsarbeiten
Klempnerarbeiten
Putz- und Stuckarbeiten
Fliesen- und Plattenarbeiten
Estricharbeiten
Tischlerarbeiten
Rolladenarbeiten
Metallbau- und Schlosserarbeiten
Verglasungsarbeiten
Malerarbeiten (1971)
Malerarbeiten (1984)
Bodenbelagsarbeiten
Trockenbauarbeiten
Heizungs- und Wassererwärmungsan-
lagen
Brennerumstellung
Gas- und Wasserinstallationsanlagen,
Einrichtungsgegenstände (1971)
weitere Maßnahmen 1984
Abwasserinstallationsarbeiten
Blitzschutz- und Erdungsanlagen
Niederspannungsanlagen (1971)
Niederspannungsanlagen (1984)
Baunebenkosten DIN 276 7.0.0.0

2

Kostenanteil
am Gesamt-

bauwerk
(allg.) in %

1,80
1,90
1,30
1,10

23,40
1,10
0,25
9,90
0,60
3,70
0,90
1,10
6,50
0,25
1,10
5,60
0,80
0,20
2,10
3,50

0,50
1,80

6,35

5,20

1,50
0,05
2,50

15,00

3

Nutzer-Anteil
bezogen auf
Bewertungs-
objekt in %

0,00
0,00

80,00
100,00

1,50
0,00
0,00
0,00
0,00

50,00
20,00
50,00
50,00
0,00
0,00

15,00
0,00
0,00
0,00

10,00
10,00
0,00

20,00

100,00
30,00

15,00
25,00
10,00
0,00

25,00
35,00
0,00

4

Zeitpunkt der
Durchfüh-
rung im
Jahre

1974
1974
1971

1973
1973
1973
1972

1974

1971
1984

1974

1971
1984

1971
1984
1984

1971
1984

6

investive Maßnahme, bezogen auf
jeweiligen BST (bei BST 2 und 3

unter Berücksichtigung der AfA) in %
(mind. Restwert)

5

Lebens-
dauer

(nach WertR)
in Jahren

30
30
51

30
20
15
40

40

10
10

30

25
15

25
25
30

30
30

(1971-) 1974
bezogen auf

WST 1

1,04
1,10
0,33

1,79
0,17
0,51
3,09

0,84

0,25

0,36

5,59

0,69

0,56

1984
WST 2

0,69
0,73
0,26

1,17
0,08
0,15
2,28

0,63

0,02
0,35

0,24

3,05
1,91

0,37
1,30
0,15

0,35
0,88

1995
WST 3

0,31
0,33
0,19

0,49
0,02
0,06
1,38

0,40

0,02
0,02

0,11

0,64
0,51

0,08
0,73
0,10

0,13
0,55

Summe 100,00 16,31 14,61 6,04

nicht nachgewiesene Maßnahmen gem. § 12 (2) Nr. 2 a) und b) SachenRBerG (bis 2.10.1990) in % 7,00 14,25 17,13

Summe der nachweisbaren, anerkannten und zusätzlich der pauschalierten Maßnahmen in % 23,31 28,86 23,17

aufstellungen war jeweils (groß-
zügig) der Wert des Anteiles zu
schätzen, der diesen Maßnah-
men im Verhältnis zu den antei-
ligen Neubaukosten beigemes-
sen werden kann. Dies steht im
Einklang mit der Gesetzesbe-
gründung, die in der Bundes-
ratsdrucksache 515/93 davon
ausgeht, daß „der Sachwert des
Gebäudes, der nach §§ 21 ff.
der Wertermittlungsverordnung
zu ermitteln ist, mit dem Wert
der Aufwendungen zum Zeit-
punkt ihrer Vornahme vergli-
chen werden soll“. Großzügig,
so die hier vertretene Auffas-
sung, sollte die Schätzung des-
halb sein, weil in der Regel Re-
paraturen und Umbauten höhe-
re Kosten verursachen, als sie

bei einem Neubau anfallen. Die-
se Zuordnung ist aus Spalte 3
ersichtlich.
Weitere Kostenanteile sind in
der Regel nicht berücksichti-
gungsfähig, sofern nur begrenz-
te Maßnahmen in der Art von
Reparaturen durchgeführt wor-
den sind, die z. B. ohne Zuhilfe-
nahme von Architekten oder
Fachingenieuren durchgeführt
worden sein dürften. Das be-
trifft insbesondere den Kosten-
faktor der Baunebenkosten, die
in der Regel bei den zu betrach-
tenden Maßnahmen nicht an-
gefallen sind.
In Spalte 4 wird das Jahr des
Abschlusses der Maßnahme
angegeben.
Ferner wird in Spalte 5 den in-

Fall aber durch die Restlebens-
dauer des Gebäudes begrenzt.
Wird im Haus eine neue, massi-
ve Wand gezogen, ist deren
Lebensdauer allein möglicher-
weise mit 100 Jahren anzuneh-
men. Wenn dem Gebäude hin-
gegen nur noch eine Restnut-
zungsdauer von 50 Jahren bei-
zumessen ist, teilt die „neue“
Wand das Schicksal des Ge-
samtgebäudes.
Schließlich wurden in Spalte 6 -
bezogen auf die drei genannten
Wertermittlungsstichtage - den
einzelnen baulichen Maßnah-
men der Nutzer die Anteile zu-
geordnet, die jede einzelne In-
vestition am Gesamtbauwerk
hatte. Hierbei ist die jeweils
schon abzusetzende Alterswert-

vestiven Maßnahmen, die den
Nutzungsberechtigten als
„nachweisbar“ anerkannt wer-
den konnten, eine übliche Nut-
zungsdauer dieser baulichen
Maßnahmen beigemessen, an-
gelehnt an WertR 91/76, Anl. 5.
Dabei ist ersichtlich, daß in der
Regel am Ausbau (z. B. Haus-
technik) erbrachte Maßnahmen
eine deutlich geringere übliche
Nutzungsdauer haben als das
Gesamtgebäude.
Auf eine Besonderheit ist im
Falle von Maßnahmen hinzu-
weisen, die im Bereich des Roh-
baues durchgeführt worden
sind. Zwar haben solche Maß-
nahmen für sich genommen
regelmäßig eine hohe Gesamt-
lebensdauer. Diese ist in jedem



1 2 3 4 5 6

Sachwert ohne Berücksichtigung Sachwert mit Berücksichtigung
der Garage der Garage

WST 1 WST 2 WST 3 WST 1 WST 2 WST 3
(12/94) (12/84) (4/95) (12/74) (12/84) (4/95)

1 umbauter Raum m3 460,00 460,00 460,00 460,00 460,00 460,00
2 Preis pro m3 (1913 = 100) in RM 19,00 19,00 19,00 19,00 19,00 19,00
3 Baunebenkosten (BNK) in % 15,00 15,00 15,00 15,00 15,00 15,00
4 Gebäudewert 1913 incl. BNK in RM 10.051,00 10.051,00 10.051,00 10.051,00 10.051,00 10.051,00
5 Teuerungsfaktor 1913 bis WST RM/DM 11,71 21,56 32,34 11,71 21,56 32,24
6 Gebäude-Neuwert zum WST in DM 117.697,21 216.699,56 324.044,24 117.697,21 216.699,56 324.044,24
7 Restnutzungsdauer (RND) zum WST, Jahre 51 41 30 51 41 30
8 Gewöhnliche Lebensdauer, Jahre 90 90 90 90 90 90
9 Alterswertminderung gem. WertR 91/76 Anlage 6 in % 30,70 41,60 55,90 30,70 41,60 55,90

10 in DM 36.133,04 90.147,02 181.140,73 36.133,04 90.147,02 181.140,72
11 Technische Wertminderung wegen Schäden DM 0,00 0,00 25.000,00 0,00 0,00 25.000,00
12 besondere Bauteile (hier Garage) DM 0,00 0,00 0,00 4.680,00 7.540,00 8.900,00
13 Gebäudezeitwert DM 81.564,17 126.552,54 117.903,51 86.244,17 134.092,54 126.803,51
14 nicht nachweisbare Investitionen in % (Bezug-Gebäude-Zeitwert) 7,00 14,25 17,13 7,00 14,25 17,13
15 tatsächliche Aufwendungen in % (Bezug: Gebäude-Neuwert) 16,31 14,61 6,04 16,31 14,61 6,04
16 nicht nachweisbare Investition x Gebäudezeitwert 5.709,49 18.033,74 20.196,87 5.709,49 18.033,74 20.196,87
17 tatsächliche Aufwendung x Gebäudewert 19.199,26 31.652,43 19.574,13 19.199,26 31.652,43 19.574,13
18 zzgl. Zeitwert der Garage (s. o.) 0,00 0,00 0,00 4.680,00 7.540,00 8.900,00
19 Summe der Zeilen 16, 17 und 18 24.908,75 49.686,17 39.771,00 29.588,75 57.226,17 48.671,00
20 1/2 Gebäudezeitwert (ohne Garage!) 40.782,08 63.276,27 58.951,75 40.782,08 63.276,27 58.951,75
21 Ergebnis Zeile 19 größer als Zeile 20? nein, nein, nein, nein, nein, nein,
22 anteilige investive Maßnahmen % 30,54 39,26 33,73 34,31 42,68 38,38

lfd.
Nr.

Sachwertermittlung unter Einbeziehung der investiven Maßnahmen (Tabelle 2)

minderung berücksichtigt. Das
bedeutet, daß eine vom Nutzer
erbrachte Investition bei der Be-
urteilung der nächsten Investiti-
onsphase nicht in voller, son-
dern nur in der Höhe einfließt,
die ihr nach Berücksichtigung
der Alterswertminderung beizu-
messen ist.
Zur Alterswertminderung ist
noch anzumerken, daß häufig
die tatsächliche Nutzungsdau-
er die technisch allgemein an-
zunehmende Nutzungsdauer
noch überstieg. Der alte Heiz-
kessel, der eine allgemeine
technische Lebensdauer von
etwa bis zu 20 Jahren hat, funk-
tioniert auch danach noch. Für
solche längerlebigen Investitio-
nen, die zwar theoretisch ver-
braucht waren, aber tatsächlich
noch genutzt wurden, wurde als
„Widerstandsgrenze“ ein Rest-
wert von 10 % des ursprüngli-
chen Investitionsanteiles be-
rücksichtigt.
So wurde schon beim WST 1
berücksichtigt, daß für die inve-
stiven Maßnahmen, wenn sie
nicht im Jahre 1974 erbracht
worden sind, für die schon ab-
gelaufenen Jahre eine Ab-
schreibung anzusetzen war.
Daher ist bei Maßnahmen, die
vor 1974 erbracht wurden, nicht
der volle anteilige Prozentsatz
ausgewiesen. Der sinnvollen
Handhabung dieses Verfahrens
wegen wurde von einer linea-
ren Abschreibung dieser Maß-

nahmen ausgegangen. Logi-
scherweise wurden beim WST 2
und WST 3 die von den Nut-
zungsberechtigten erbrachten
investiven Maßnahmen in der
jeweils abgeschriebenen Höhe
(Restwert) berechnet. Dadurch
wird der Wertverzehr der Inve-
stition durch Zeitablauf ange-
messen berücksichtigt. Aller-
dings verzehrt sich eine investi-
ve Maßnahme auch nach Ab-
lauf der üblichen Nutzungsdau-
er nicht vollkommen. Auch bei
länger zurückliegenden investi-
ven Maßnahmen können diese
noch in manchen Fällen genutzt
werden, soweit sie noch vor-
handen sind. In der Regel sind
daher 5 % bis 10 % der investi-
ven Maßnahme als Restwert
noch berücksichtigt worden.
Bei allen kurzlebigen Investitio-
nen, die nicht in den Bereich der
auch nach dem ZGB von Mie-
tern übernommenen „Schön-
heitsreparaturen“ einzuordnen
sind, vornehmlich handelt es
sich in diesem Beispiel um vom
Nutzer erbrachte äußere An-
stricharbeiten, wurde nach mehr
als zehn Jahren kein Restwert
mehr berücksichtigt.
Es ergaben sich nach dieser
Methode zu den jeweiligen
Wertermittlungsstichtagen An-
teile am Gesamtbauwerk, die
auf die Maßnahmen der Nutzer
zurückzuführen waren. Nur in-
formatorisch wurden diesen sich
ergebenden prozentualen An-

teilen die Beträge hinzugefügt,
die als Pauschalen für nicht
nachgewiesene Maßnahmen
einzuführen sind.
Nun sind die pauschal anzu-
rechnenden, nicht nachgewie-
senen Maßnahmen hinzuzu-
rechnen (für die ersten 5 Jahre
je 2 %, für die restlichen Jahre
bis 2. Oktober 1990 je 0,5).
Aus der Addition der beiden
Prozentsätze ergibt sich eine
Maßzahl. Diese ist allerdings
für sich noch nicht aussage-
kräftig. Denn die beiden unter-
schiedlichen Arten von Maßnah-
men - einmal nachgewiesene,
zum anderen nicht nachgewie-
sene - sind nun wiederum auf
unterschiedliche Ausgangsgrö-
ßen zu beziehen.
Daher ist aus der oben beschrie-
benen Tabelle 1 noch kein ein-
deutiges Ergebnis abzulesen,
wenn die 50 %-Grenze nicht
erreicht sein sollte.
Die jeweiligen prozentualen
Anteile sind auch noch unter-
schiedlich zu gewichten. Daher
war in einer zweiten Tabelle die-
ser unterschiedlichen Gewich-
tung Rechnung zu tragen.
Die gesetzlich geregelten, nicht
nachgewiesenen Maßnahmen
werden auf den jeweiligen Ge-
bäude-Restwert - entsprechend
§ 12 (2) 2. a) u. b) SachenR-
BerG - bezogen. (Auch hier wäre
bei der Feststellung, daß ein
„kritischer Bereich“ vorliegt, eine
z. B. jahresweise Ermittlung

anzuraten. Das lag hier nicht
vor.)
Während sich lt. Gesetz die Ein-
schätzung des Anteiles der nicht
nachweisbaren Investitionen
am Gebäudezeitwert orientiert,
sieht es bei den nachweisbaren
Investitionen anders aus. Hier
werden sozusagen Neubau-In-
vestitionen getätigt, die, will man
den prozentualen Anteil dieser
Maßnahmen folgerichtig weiter-
hin zugrunde legen, nicht auf
den Zeitwert der baulichen An-
lagen bezogen werden dürfen.
Dieses wäre eine einseitige
Benachteiligung des Nutzers.
Er hat Neubaukosten gehabt,
daher dürfen seine Aufwendun-
gen auch nur mit der Latte der
Gesamt-Neubaukosten gemes-
sen werden. Somit sind die
Werte dieser investiven Maß-
nahmen logischerweise auf den
jeweiligen Neubauwert zum
entsprechenden Wertermitt-
lungsstichtag zu beziehen. Da-
mit wird erreicht, daß die bauli-
chen Investitionen auch bei al-
ten Gebäuden einen jeweils
angemessenen Wertanteil be-
kommen. Also sind die dort er-
mittelten Prozentsätze auf die
jeweils zum Stichtag zu ermit-
telnden Neubaukosten des be-
trachteten Gebäudes zu bezie-
hen - ohne die von den Nut-
zungsberechtigten erbrachten
Maßnahmen.
Das geschieht in Tabelle 2, der
Sachwertermittlung.



Erst in Tabelle 2 ergibt sich, ob
eine kritische Größe von der
einen oder anderen Seite fest-
zustellen ist. Im vorliegenden
Fall wird an allen drei Werter-
mittlungsstichtagen die kritische
Größe nicht erreicht.
Die Prozentzahl der nicht nach-
weisbaren Investitionen ist am
jeweiligen Wertermittlungsstich-
tag auf den dann zu ermitteln-
den Gebäude-Zeitwert zu be-
ziehen. Die Multiplikation des
Gebäude-Zeitwertes mit dem
pauschalen, prozentual zu be-
rücksichtigenden Anteil ergibt
den Wertanteil, der dem Nutzer
am Zeitwert (Gebäuderestwert)
zuzurechnen ist.
Es wurden also die für die bau-
lichen Investitionen des Nutzers
ermittelten Prozentzahlen (vgl.
Tabelle 1) mit den sich jeweils
zum Wertermittlungsstichtag
ergebenden Gebäude-Neuwer-
ten multipliziert.
Schließlich war eine Summe aus
den absoluten Werten zu bil-
den, die sich bislang ergeben
haben. Zum einen sind dies die
Anteile, die aus der Pauschal-
Begünstigung zu errechnen
waren (bezogen auf den jewei-
ligen Gebäude-Zeitwert), zum
anderen kommen die vorste-
hend erläuterten Anteile für die
nachweisbaren Investitionen
(bezogen auf den jeweiligen
Gebäude-Neuwert) hinzu.
Nachdem diese Summe gebil-
det war, wurde das Ergebnis
in’s Verhältnis zum Gebäude-
Zeitwert gesetzt.
Es kommt übrigens bei dem
ersten Teil der Tabelle 2 (Spal-
ten 1 bis 3) nicht darauf an,
welchen - sonst für eine Sach-
wertermittlung so entscheiden-
den - Raummeterpreis der
Sachverständige einsetzt.
Selbst bei (extrem) veränder-
tem Raummeterpreis verändert
sich das Ergebnis überhaupt
nicht, da nur prozentuale Werte
verglichen werden.
Eine Auswirkung auf die Pro-
zentzahlen hat der vom Sach-
verständigen festzusetzende
Raummeterpreis erst in dem
zweiten Teil der Tabelle, wenn
die von den Nutzungsberech-
tigten errichtete Garage mit in’s
Kalkül einbezogen wird. Hier
zeigt sich, da eine feste, zusätz-
liche Berechnungsgröße einge-
führt wird, daß ein hoher an-
fänglicher Raummeterpreis die
anteiligen investiven Maßnah-
men drückt, ein niedriger sie
höher erscheinen läßt.
Wäre nun bei dem WST 1 ein

Ergebnis ermittelt worden, das
einen investiven Anteil der Nut-
zungsberechtigten von (deut-
lich) mehr als 50 % ausweist,
hätten sich weitere Untersu-
chungen für die übrigen Wert-
ermittlungsstichtage erübrigt.
Denn dann wäre schon hier
nachgewiesen, daß dem Ge-
setz entsprechend dem Nut-
zungsberechtigten das Recht
auf Erwerb oder Einräumung
eines Erbbaurechtes zustünde.
Das Gesetz geht davon aus,
daß die Überschreitung dieser
„kritischen Grenze“ lediglich bei
einem der sachgerecht zu wäh-
lenden Stichtage ausreicht, um
die privilegierenden Folgen für
die Nutzungsberechtigten aus-
zulösen.
Dieser Fall lag hier nicht vor.
Daher waren auch dieselben
Ermittlungen für den weiteren
festzustellenden WST anzustel-
len. Da sich auch hier kein Hin-
weis auf ein Überschreiten der
„kritischen“ Größe ergab, wa-
ren dieselben Ermittlungen auch
für den WST 3 anzustellen.
Zu keinem der drei Wertermitt-
lungsstichtage war ein Über-
schreiten der kritischen 50 %-
Grenze erkennbar.
Wie oben ausgeführt, war noch
nicht eindeutig davon auszuge-
hen, daß der Bau der Garage in
die baulichen Investitionen ein-
bezogen werden darf oder nicht.
Der möglicherweise mit zu be-
rücksichtigende Bau der Gara-
ge wurde in einer weiteren Ta-
belle (Tabelle 2, Spalten 4 - 6)
mit berücksichtigt. (Grundlage
dieser Tabelle sind die Ergeb-
nisse der Tabelle 1.) Die Sach-
wertermittlung ist tabellarisch
einmal unter Einbeziehung der
Garage und einmal ohne den
Bezug dazu dargestellt.
In diesem Tabellenteil wurde
der Garagenanbau in dersel-
ben Weise behandelt, wie auch
die nachweisbaren baulichen
Investitionen beurteilt worden
sind. Es wurde der jeweilige
Neubauwert und auch der Ge-
bäude-Zeitwert der baulichen
Anlagen zu den jeweiligen Wert-
ermittlungsstichtagen ausge-
wiesen. Es wird deutlich, daß
bei Berücksichtigung des Gara-
gen-Anbaues der anteilige Wert
der baulichen Investitionen des
Nutzers steigt, im vorliegenden
Beispiel aber immer noch nicht
in die Nähe der 50 %-Grenze.
Der Wert der Garage (einseiti-
ger Anbau an den bestehenden
Baukörper, massive Wände,
Pultdach, Beton-Sohle, Holzto-

re, sehr einfache Bauweise)
wurde wie folgt ermittelt und -
am Beispiel des WST 1 darge-
stellt - in die Tabelle jeweils mit
dem zutreffenden Zeitwert ein-
gefügt (s. Tabelle unten).
Ein Ansatz der technischen
Wertminderung wegen Schä-
den konnte lediglich zum WST 3
erfolgen, da sie nur zu diesem
Termin feststellbar war. Sie
wurde mit 25.000 DM einge-
führt.

betrachtet werden, die nach
dem 2. Oktober 1990 erbracht
wurden (vgl. §12 Abs. 2 Nr. 2 b)
vorletzter und letzter Satz). Nach
dem 2. Oktober 1990 und bis
zum 20. Juli 1993 werden dem
Nutzer alle die Maßnahmen
angerechnet, die als „notwen-
dig“ einzuschätzen waren. Hier
ist eine enge Auslegung ange-
messen. Investitionen, die der
Nutzer nach dem 20. Juli 1993
begonnen hat, die aber nicht
mit dem Eigentümer abge-
stimmt waren, sind überhaupt
nicht berücksichtigungsfähig.
In einem anderen Fall waren
die Nutzungsberechtigten nach
der Wiedervereinigung in Bau-
märkten gewesen und waren
fasziniert von dem Angebot neu-
zeitlicher Fenster. Die alten,
hölzernen Kasten-Doppelfen-
ster wurden ihnen als zu ener-
gieaufwendig geschildert. Sie
entschlossen sich zum Aus-
tausch. Im Jahre 1992 wurden
die Holzfenster durch Kunst-
stoff-Fenster ersetzt.
Diese Maßnahme konnte bei
der Berechnung nach § 12
Abs. 2 SachenRBerG nicht be-
rücksichtigt werden: Der
Wunsch zur Energie-Einspa-
rung (wenn er durch Austausch
der Kasten-Doppelfenster ge-
gen Zweischeiben-isoliervergla-
ste Kunststoffenster überhaupt
erfüllt werden kann) ist zwar
lobenswert, aber eindeutig nicht
als notwendig einzustufen. Die
Investition konnte nicht berück-
sichtigt werden.

Wertermittlungsstichtag (WST) 31. Dezember 1974

GARAGE, lt. Angabe 1973 erbaut (Abschluß der Maßnahme)

01 Umbauter Raum gesamt (s. o.) 55 m3

02 Preis pro m3 (1913 = 100),
sachverständig eingeschätzt 7 Mark

03 Baunebenkosten (BNK) 5 %
04 Gebäudewert 1913 incl. BMK

(01 x 02 + 03) 404 Mark
05 Teuerungsfaktor 1913 bis WST 1.170,6 Mark/DM
06 Gebäudewert zum WST (04 x 05) 4.730 DM
07 Restnutzungsdauer zum WST 51 Jahre
08 Nutzungsdauer bis zum WST 1 Jahr
08a Übliche Gesamt-Nutzungsdauer 50 Jahre
09 Alterswertminderung analog

WertR 91 3.6.3.1 Anlage 6 1,0 %
10 Betrag der Alterswertminderung

(06 x Faktor aus 09) 47 DM
11 Reparaturrückstau zum WST 0 DM
12 Gebäudezeitwert zum WST

(06 ./. 10 ./. 11) rd. 4.680 DM

Analog zu dieser Berechnung wurden die jeweiligen Zeitwerte
der Garage zu den übrigen Stichtagen ermittelt, und zwar
für WST 2 mit rd. 7.540 DM, für WST 3 mit rd. 8.900 DM
und in die Tabelle eingefügt.

Aufwendungen ohne
Berücksichtigung

Um es noch einmal zu verdeut-
lichen: Aus der Betrachtung
scheiden alle Maßnahmen aus,
die beispielsweise die Kultivie-
rung des Grundstücks, seine
Wege und seine Einfriedungen
betreffen. Die vorhandenen,
nicht bebauten Grundstücksflä-
chen gehören mit ihrem Auf-
wuchs nicht in den Rahmen die-
ser Bewertung. Nicht berück-
sichtigungsfähig sind daher ent-
sprechend dem Gesetzeswort-
laut Maßnahmen an Wegen,
Zäunen, im Garten, also alles,
was außerhalb der bewohnba-
ren Baulichkeit liegt.
Von vornherein auszuscheiden
sind aus Gründen der zeitlichen
Einschätzung ebenfalls alle
Maßnahmen, die vor dem Zeit-
punkt des Vertragsbeginnes des
Überlassungsvertrages lagen.
Gleichfalls müssen alle bauli-
chen Investitionen gesondert


